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G e s e t z 
zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

und anderer Rechtsvorschriften

Vom 31. Oktober 2013 

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Das Niedersächsische Abfallgesetz in der Fassung vom 14. Juli
2003 (Nds. GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 353), wird wie
folgt geändert:

1. In der Überschrift des Ersten Teils wird das Wort „Entsor-
gung“ durch das Wort „Bewirtschaftung“ ersetzt.

2. In § 2 werden die Worte „Entsorgung von Abfällen“ durch
das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b wird das Wort „Entsorgung“
durch das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

4. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erstel-
len für jedes Jahr bis zum 1. April des folgenden Jahres
eine Bilanz über Art, Herkunft und Menge der Abfälle,
die in ihrem Gebiet angefallen sind und ihnen überlassen
wurden, sowie über deren Verwertung, insbesondere der
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des Recyclings,
oder deren Beseitigung (Abfallbilanz). 2Ist eine technisch
mögliche Verwertung von getrennt überlassenen Abfäl-
len unterblieben, so ist dies in der Abfallbilanz zu be-
gründen; dies gilt nicht für Abfälle nach § 7.“

5. § 5 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Dieses enthält in Bezug auf die Abfälle, die in seinem
Gebiet anfallen und ihm zu überlassen sind, die notwen-
digen Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verwertung, ins-
besondere der Vorbereitung zur Wiederverwendung und
des Recyclings, und zur Beseitigung mindestens für einen
Zeitraum von fünf Jahren im Voraus.“

6. In der Überschrift des Zweiten Teils wird das Wort „Ent-
sorgung“ durch das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

7. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 13 Abs. 1 KrW-/AbfG“
durch die Verweisung „§ 17 Abs. 1 Satz 1 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG)“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Abfallentsorgung“ durch das
Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

8. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7

Einrichtungen für gefährliche Abfälle
1Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger haben die

Einrichtungen zu schaffen oder durch Dritte schaffen zu
lassen, die erforderlich sind, um

1. Abfälle aus privaten Haushaltungen, die gefährlich im
Sinne des § 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG sind, sowie

2. gefährliche Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen, die bei der Abfallerzeugung in gerin-
gen Mengen (nicht mehr als insgesamt 2 000 kg Ge-
samtmenge gefährliche Abfälle je Jahr) angefallen sind,

entsorgen zu können. 2Satz 1 Nr. 2 gilt auch, soweit diese
Abfälle aufgrund des § 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG von der
Entsorgung durch den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger ausgeschlossen worden sind.“

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Abfallentsorgung“
durch das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 13 KrW-/AbfG“
durch die Verweisung „§ 17 KrWG“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 13 Abs. 1 Satz 2
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 17 Abs. 1
Satz 3 KrWG“ ersetzt.

cc) In Satz 4 werden die Verweisung „§ 7 Abs. 2 Satz 1“
durch die Verweisung „§ 7 Satz 1“ und die Ver-
weisung „§ 24 Abs. 2 Nr. 3 KrW-/AbfG“ durch die
Verweisung „§ 25 Abs. 2 Nr. 3 KrWG“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „§ 15 Abs. 3 Satz 1
oder 2 KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 20
Abs. 2 Satz 1 oder 2 KrWG“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 15 Abs. 3 Satz 3
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 20 Abs. 2
Satz 3 KrWG“ ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 2 wird die Verweisung „§ 40 Abs. 2
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 47 Abs. 3 KrWG“
ersetzt.

10. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Abfallentsorgung“ durch das
Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 2“ gestrichen.

c) In Absatz 5 wird jeweils das Wort „Entsorgung“ durch
das Wort „Bewirtschaftung“ ersetzt. 

d) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Abfallentsorgung“
durch das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

e) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Abfallentsorgung“ durch
das Wort „Abfallbewirtschaftung“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Verweisung „§ 36 d Abs. 3
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 44 Abs. 2
KrWG“ ersetzt.

11. In der Überschrift des Dritten Teils wird das Wort „Ent-
sorgung“ durch das Wort „Bewirtschaftung“ ersetzt.

12. In § 13 wird der Klammerzusatz „(§ 3 Abs. 8 Satz 1 KrW-/
AbfG)“ durch den Klammerzusatz „(§ 3 Abs. 5 Satz 1
KrWG)“ ersetzt. 

13. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift und in Absatz 1 wird jeweils die Ver-
weisung „§ 15 Abs. 3 Satz 2 KrW-/AbfG“ durch die Ver-
weisung „§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird die Verweisung „§ 38 KrW-/AbfG“
durch die Verweisung „§ 46 KrWG“ ersetzt.

14. § 16 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

15. § 16 a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „die ihr ordnungsgemäß an-
gedienten“ durch das Wort „andienungspflichtige“ er-
setzt. 

b) In Satz 3 wird die Verweisung „§ 5 KrW-/AbfG“ durch
die Worte „§ 7 KrWG, der Rangfolge und der Hochwer-
tigkeit der Verwertungsmaßnahmen nach § 8 KrWG“
ersetzt. 
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16. In § 17 Nr. 4 werden die Verweisung „§ 45 KrW-/AbfG“
durch die Verweisung „§ 52 KrWG“ und die Worte „(ABl.
EU Nr. L 158 S. 7, Nr. L 229 S. 5), zuletzt geändert durch
Verordnung (EG) Nr. 323/2007 der Kommission vom
26. März 2007 (ABl. EU Nr. L 85 S. 3)“ durch die Worte
„(ABl. EU Nr. L 158 S. 7, Nr. L 229 S. 5; 2007 Nr. L 204
S. 28), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 519/
2012 der Kommission vom 19. Juni 2012 (ABl. EU Nr. L 159
S. 1)“ ersetzt.

17. Der Überschrift des Vierten Teils werden die Worte „und
Abfallvermeidungsprogramm“ angefügt.

18. § 21 wird wie folgt geändert:
a) Der Überschrift werden die Worte „und Abfallvermei-

dungsprogramm“ angefügt.
b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Für die Beteiligung an der Erstellung des Ab-
fallvermeidungsprogramms des Bundes und für die
Erstellung eines eigenen Abfallvermeidungsprogramms
(§ 33 KrWG) ist die oberste Abfallbehörde zuständig.“

19. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 10 Abs. 2 Satz 1

KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 3 Abs. 14 KrWG“
ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Verweisung „§ 28 Abs. 1 Satz 1
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 29 Abs. 1 Satz 1
KrWG“ ersetzt.

20. In § 26 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 31 Abs. 2
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 35 Abs. 2 KrWG“
ersetzt.

21. In § 28 Abs. 1 wird die Verweisung „§ 31 Abs. 2 KrW-/
AbfG“ durch die Verweisung „§ 35 Abs. 2 KrWG“ ersetzt.

22. In § 38 Abs. 2 Satz 5 Nr. 2 werden die Worte „das Beseiti-
gen (§ 10 Abs. 2 Satz 1 KrW-/AbfG) oder das Verwerten
(§ 4 Abs. 3 bis 5 KrW-/AbfG)“ durch die Worte „die Ab-
fallbewirtschaftung (§ 3 Abs. 14 KrWG)“ ersetzt.

23. § 42 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „Kreislaufwirtschafts- und

Abfallgesetzes“ durch das Wort „Kreislaufwirtschafts-
gesetzes“ und das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort
„Union“ ersetzt.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Ist eine Körperschaft als öffentlich-rechtlicher

Entsorgungsträger Antragstellerin oder Adressatin eines
Verwaltungsaktes in einem Verwaltungsverfahren, für
das sie als untere Abfallbehörde zuständig wäre, so ist
stattdessen die oberste Abfallbehörde zuständig, soweit
nicht durch Verordnung nach Absatz 5 etwas anderes
bestimmt ist.“

24. § 43 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Ge-
biet die Anlage zur Entsorgung von Abfällen ihren
Standort hat oder, wenn eine Anlage nicht Gegen-
stand der Entscheidung oder anderen Maßnahme ist,
die Abfallbewirtschaftung durchgeführt wird oder
durchgeführt werden soll. 2Für Entscheidungen und
andere Maßnahmen im Zusammenhang mit den nach
§ 72 Abs. 1 KrWG fortgeltenden Pflichtenübertragun-
gen ist die Behörde örtlich zuständig, in deren Gebiet
die zu entsorgenden Abfälle anfallen. 3Im Übrigen ist

für Entscheidungen und andere Maßnahmen nach
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und den aufgrund des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes ergangenen Verordnun-
gen die Behörde örtlich zuständig, in deren Gebiet
sich der Betriebssitz der Antrag stellenden Person be-
findet. 4Für die Ausführung des Elektro- und Elektro-
nikgerätegesetzes ist die Behörde örtlich zuständig, in
deren Gebiet sich die jeweilige Betriebsstätte des Ver-
treibers oder Herstellers befindet.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „oder Bezirken“ ge-
strichen. 

25. In § 44 Abs. 2 wird die Verweisung „§ 40 Abs. 2 bis 4
KrW-/AbfG“ durch die Verweisung „§ 47 Abs. 3 bis 5
KrWG“ ersetzt.

26. In § 45 Abs. 1 und 2 Satz 1 werden jeweils die Worte „Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes“ durch das Wort „Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

27. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) Soweit nach § 72 Abs. 1 KrWG Übertragungen
von Pflichten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger auf einen Dritten fortgelten oder Pflichtenüber-
tragungen verlängert werden, gelten für die Dritten § 4
Abs. 1 und § 7 entsprechend.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Umweltinformationsgesetzes

In § 6 Abs. 3 Nr. 4 des Niedersächsischen Umweltinforma-
tionsgesetzes vom 7. Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 580) wird
die Verweisung „§ 31 Abs. 2 und 3 sowie § 35 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes“ durch die Verweisung „§ 35 Abs. 2
und 3 sowie § 39 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen 
Verwaltungskostengesetzes

In § 2 Abs. 3 Nr. 3 des Niedersächsischen Verwaltungskos-
tengesetzes in der Fassung vom 25. April 2007 (Nds. GVBl.
S. 172), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2011 (Nds. GVBl. S. 471), wird die Verweisung „den
§§ 15, 17 oder 18 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes“
durch die Verweisung „§ 20 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes“
ersetzt.

Artikel 4

Änderung der Verordnung über die 
Andienung von Sonderabfällen

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a der Verordnung über die Andie-
nung von Sonderabfällen vom 6. November 2000 (Nds. GVBl.
S. 291), geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 16. No-
vember 2007 (Nds. GVBl. S. 625), wird die Verweisung „§ 7
Abs. 2 NAbfG“ durch die Verweisung „§ 7 Satz 1 Nr. 2 NAbfG“
ersetzt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 31. Oktober 2013 

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z 
über die Regulierungskammer Niedersachsen 

(RegKNG)*)

Vom 31. Oktober 2013 

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Einrichtung und Aufgaben 
der Regulierungskammer Niedersachsen

1Für die Aufgaben der Landesregulierungsbehörde nach § 54
Abs. 2 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) vom 7. Juli 2005
(BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4
des Gesetzes vom 4. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3746), wird bei
dem für die Regulierung der Energieverteilungsnetze zuständi-
gen Ministerium (Fachministerium) die Regulierungskammer
Niedersachsen eingerichtet. 2Sie ist insoweit Landesregulie-
rungsbehörde. 3Sie nimmt ihre Arbeit zum 1. Januar 2014 auf.

§ 2

Mitglieder

(1) 1Das Fachministerium beruft die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden und mindestens drei Beisitzende als Mitglieder
der Regulierungskammer und bestimmt, welches Mitglied die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden vertritt. 2Für die Entschei-
dungen nach Satz 1 ist das Einvernehmen mit dem für Wirt-
schaft zuständigen Ministerium herzustellen.

(2) 1Als Mitglied der Regulierungskammer können nur Per-
sonen berufen werden, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis oder einem unbefristeten Arbeitsverhältnis zum
Land stehen und die für die Tätigkeit erforderlichen Kenntnisse
über Netzregulierung und Energiewirtschaft haben. 2Mindes-
tens ein Mitglied muss außerdem die Befähigung zum Richter-
amt haben. 3Nicht berufen werden kann, wer

1. ein Energieversorgungsunternehmen im Sinne von § 3 Nr. 18
EnWG innehat, es leitet, Mitglied des Vorstandes oder Auf-
sichtsrates des Unternehmens ist, in einem solchen Unter-
nehmen beschäftigt ist oder dort freiberuflich mitarbeitet,

2. Mitglied in einem Verband der Energiewirtschaft ist, in ei-
nem solchen Verband beschäftigt ist oder dort freiberuflich
mitarbeitet oder

3. einer Regierung oder einem Parlament angehört.

(3) 1Die Amtszeit der oder des Vorsitzenden beträgt sieben
Jahre. 2Die Amtszeit der Beisitzenden beträgt zwischen fünf
und sieben Jahren. 3Bei der Berufungsentscheidung ist durch
eine Staffelung der Amtszeiten zu gewährleisten, dass diese
nicht für alle Beisitzenden zum selben Zeitpunkt enden. 4Die
erneute Berufung ist zulässig, für die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden jedoch nur einmalig.

(4) 1Die Amtszeit endet vorzeitig in dem Zeitpunkt, in dem
das Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum Land endet. 2Ein Mit-
glied der Regulierungskammer darf vom Fachministerium nur
auf eigenen Antrag oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
abberufen werden. 3Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn die
Person

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung von Artikel 35 der Richtli-
nie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts-
binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABl.
EU Nr. L 211 S. 55) und Artikel 39 der Richtlinie 2009/73/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über
gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. EU Nr. L 211 S. 94).

1. nicht mehr berufen werden könnte oder nicht hätte beru-
fen werden dürfen,

2. ihre Amtspflichten oder ihre Pflichten aus dem Dienst-
oder Arbeitsverhältnis gröblich verletzt hat oder

3. wegen Krankheit nach ärztlicher Feststellung voraussicht-
lich länger als drei Monate nicht in der Lage sein wird, die
Aufgaben zu erfüllen.

(5) Die Mitglieder der Regulierungskammer üben ihre Tätig-
keit im Rahmen der Gesetze unabhängig, unparteiisch und wei-
sungsfrei aus.

(6) Die Rechtsstellung der Mitglieder der Regulierungskam-
mer darf durch die Dienstaufsicht des Fachministeriums nicht
beeinträchtigt werden.

§ 3

Verfahren, Geschäftsordnung

(1) 1Die Regulierungskammer entscheidet in der Besetzung
mit der oder dem Vorsitzenden und zwei Beisitzenden mit
Mehrheit. 2Ein Mitglied der Regulierungskammer darf an einer
Maßnahme weder beratend noch entscheidend mitwirken,
wenn diese einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen
kann für

1. das Mitglied selbst, 

2. die Ehegattin, den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes,

3. Verwandte bis zum dritten Grad oder Verschwägerte bis zum
zweiten Grad während des Bestehens der Ehe oder der Le-
benspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder

4. eine von dem Mitglied kraft Gesetzes oder Vollmacht ver-
tretene Person.

3Im Übrigen findet § 20 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4 und 6, Satz 3,
Abs. 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechen-
de Anwendung.

(2) 1Die Regulierungskammer gibt sich eine Geschäftsord-
nung, in der Näheres zur Organisation und ergänzend zu § 55
Abs. 1 Satz 1 EnWG das Verfahren geregelt wird. 2Die Ge-
schäftsordnung kommt mit der Mehrheit der Stimmen aller
Mitglieder zustande. 3Sie kann für die Erhebung von Gebüh-
ren nach § 91 EnWG vorsehen, dass abweichend von Absatz 1
Satz 1 in einer Besetzung mit weniger Personen entschieden
wird. 4Das Fachministerium macht die Geschäftsordnung im
Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt.

§ 4

Finanzierung

(1) Das Fachministerium stellt sicher, dass die Regulierungs-
kammer personell, sächlich und finanziell hinreichend ausge-
stattet ist, damit sie ihre Aufgaben nach diesem Gesetz erfüllen
kann.

(2) Der Regulierungskammer werden für die Wahrnehmung
ihrer Aufgaben jährlich Haushaltsmittel gesondert zugewiesen,
die sie im Rahmen der Gesetze eigenständig verwaltet.
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§ 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 31. Oktober 2013 

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes

Vom 31. Oktober 2013 

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

§ 80 Abs. 4 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012
(Nds. GVBl. S. 589), wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

2. Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Als Hauptverwaltungsbeamtin oder Hauptverwaltungs-
beamter, deren oder dessen Amtszeit am 1. November 2014
oder später beginnt, kann abweichend von Satz 1 Nr. 1 ge-
wählt werden, wer noch nicht 67 Jahre alt ist. 3Satz 2 gilt
entsprechend für die Wahlen von Hauptverwaltungsbeam-

tinnen und Hauptverwaltungsbeamten, die erforderlich wer-
den, weil

1. die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber nach dem
30. September 2013 vorzeitig aus dem Amt ausscheidet
oder

2. der Amtsinhaberin oder dem Amtsinhaber nach dem
30. September 2013 eine Verfügung über die Verset-
zung in den Ruhestand nach § 83 zugestellt wird.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 31. Oktober 2013 

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l



Nds. GVBl. Nr. 20/2013, ausgegeben am 7. 11. 2013

259

Niedersächsisches Gesetz
zur Sicherung von Tariftreue und Wettbewerb

bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz 

— NTVergG)

Vom 31. Oktober 2013

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz soll Verzerrungen im Wettbewerb um öffent-
liche Aufträge entgegenwirken, die durch den Einsatz von
Niedriglohnkräften entstehen, Belastungen für die sozialen Si-
cherungssysteme mildern sowie die umwelt- und sozialver-
trägliche Beschaffung durch die öffentliche Hand fördern.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) 1Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher Aufträge
über Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen (§ 99 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen — GWB — in der Fassung
vom 26. Juni 2013 — BGBl. I S. 1750, 3245 —, zuletzt geändert
durch Artikel 2 Abs. 78 des Gesetzes vom 7. August 2013 —
BGBl. I S. 3154 —, in der jeweils geltenden Fassung) ab einem
geschätzten Auftragswert von 10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer);
es gilt nicht für Auslobungen und Baukonzessionen (§ 99
Abs. 5 und 6 GWB) sowie für freiberufliche Leistungen. 2Für
die Schätzung gilt § 3 der Vergabeverordnung in der Fassung
vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1508),
in der jeweils geltenden Fassung. 3Das Gesetz gilt nicht für öf-
fentliche Aufträge, die im Namen oder im Auftrag des Bundes
ausgeführt werden.

(2) Für Auftragsvergaben, bei denen der geschätzte Auf-
tragswert den jeweiligen Schwellenwert gemäß § 100 Abs. 1
GWB erreicht oder überschreitet, sind von den folgenden Vor-
schriften nur die Absätze 3 und 5 sowie die §§ 4 bis 6, 8 Abs. 1
und §§ 10 bis 18 ergänzend anzuwenden. 

(3) Im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs gelten die
Regelungen dieses Gesetzes für alle öffentlichen Aufträge im
Sinne des Absatzes 1, die Dienstleistungsaufträge im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70
des Rates (ABl. EU Nr. L 315 S. 1) sind.

(4) Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes sind
die niedersächsischen öffentlichen Auftraggeber nach § 98
Nrn. 1 bis 5 GWB.

(5) Sollen öffentliche Aufträge gemeinsam mit Auftragge-
bern anderer Bundesländer oder von Nachbarstaaten der Bun-
desrepublik Deutschland vergeben werden, so ist mit diesen
zwecks Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes eine Ei-
nigung anzustreben. Kommt diese nicht zustande, so kann
von den Bestimmungen abgewichen werden.

§ 3

Anzuwendende Vorschriften; Wertgrenzen

(1) Bei der Vergabe unterhalb der in § 100 Abs. 1 GWB ge-
nannten Schwellenwerte sind § 97 Abs. 1 bis 5 sowie § 100
Abs. 2 GWB entsprechend anzuwenden.

(2) Bei der Vergabe unterhalb der Schwellenwerte nach § 100
Abs. 1 GWB gelten die Regelungen des Abschnitts 1 der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Leistungen, Teil A: Allgemei-
ne Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen (VOL/A), in
der Fassung vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196 a vom

29. Dezember 2009, BAnz. 2010 S. 755) und die Regelungen
des Abschnitts 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen (VOB/A 2012),
in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 15. Ok-
tober 2009, BAnz. 2010 S. 940), zuletzt geändert durch Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2012 (BAnz AT 13.07.2012 B3),
entsprechend.

(3) 1Das für Öffentliches Auftragswesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, zur Beschleunigung und Vereinfa-
chung von Vergabeverfahren durch Verordnung Grenzen für
Auftragswerte festzulegen, bis zu deren Erreichen eine Auf-
tragsvergabe im Wege einer beschränkten Ausschreibung oder
einer freihändigen Vergabe nach den Vergabe- und Vertrags-
ordnungen zulässig ist. 2In der Verordnung können weitere
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Verfahrenser-
leichterungen geregelt werden.

(4) Das für Öffentliches Auftragswesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Verordnung im Einvernehmen
mit dem fachlich zuständigen Ministerium Ausnahmen im
Sinne des Absatzes 3 von anderen landesrechtlich geregelten
Vergabevorschriften auch für Vergaben unterhalb des in § 2
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 bestimmten Auftragswerts zuzulassen.

§ 4

Tariftreue und besondere Mindestentgelte

(1) Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleistungen, für
deren Erbringung ein Mindestentgelt durch einen für allge-
meinverbindlich erklärten Tarifvertrag, der dem Geltungsbe-
reich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) vom 20. April
2009 (BGBl. I S. 799), zuletzt geändert durch Artikel 1 c des
Gesetzes vom 25. November 2012 (BGBl. II S. 1381), in der je-
weils geltenden Fassung unterfällt, oder durch eine Rechts-
verordnung nach § 7 oder 11 AEntG festgesetzt ist, dürfen nur
an Unternehmen vergeben werden, die bei Angebotsabgabe
schriftlich erklären, ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern bei der Ausführung der Leistung mindestens dieses Min-
destentgelt nach den dort jeweils vorgesehenen Bedingungen
zu zahlen.

(2) Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleistungen,
für deren Erbringung Mindestentgelte durch Rechtsverord-
nung nach § 4 Abs. 3 des Mindestarbeitsbedingungengesetzes
(MiArbG) vom 11. Januar 1952 (BGBl. I S. 17), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2009 (BGBl. I
S. 818), in der jeweils geltenden Fassung festgesetzt sind, dür-
fen nur an Unternehmen vergeben werden, die bei Angebots-
abgabe schriftlich erklären, ihren Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung mindestens
diese Mindestentgelte zu zahlen. 

(3) 1Öffentliche Aufträge über Dienstleistungen im Bereich
des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene im
Sinne von § 2 Abs. 3 dürfen nur an Unternehmen vergeben
werden, die bei Angebotsabgabe schriftlich erklären, ihren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung der
Leistung mindestens das in Niedersachsen für diese Leistung
in einem der einschlägigen und repräsentativen mit einer ta-
riffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge vorgesehe-
ne Entgelt unter den dort jeweils vorgesehenen Bedingungen
zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit Änderungen
nachzuvollziehen. 2Dies gilt auch für öffentliche Aufträge im
freigestellten Schülerverkehr im Sinne des § 1 Nr. 4 Buchst. d
der Freistellungs-Verordnung vom 30. August 1962 (BGBl. I
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S. 601), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom
4. Mai 2012 (BGBl. I S. 1037). 3Bei Ausschreibungen für grenz-
überschreitenden Verkehr kann auch ein einschlägiger und
repräsentativer Tarifvertrag aus dem jeweiligen Nachbarstaat
der Bundesrepublik Deutschland zugrunde gelegt werden.
4Kann dabei mit dem öffentlichen Auftraggeber oder den öf-
fentlichen Auftraggebern aus den Nachbarstaaten der Bundes-
republik Deutschland keine Einigung über die Vorgabe der
einschlägigen und repräsentativen Tarifverträge erzielt wer-
den, so soll die Beachtung eines einschlägigen Tarifvertrags
vorgegeben werden. 5Ist auch dies nicht möglich, so findet
Satz 1 keine Anwendung. 6Sind die tarifvertraglich zustehen-
den Entgeltleistungen in mehreren Tarifverträgen geregelt, so
gelten diese für die Anwendung der Absätze 3 bis 7 als ein Ta-
rifvertrag.

(4) 1Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige
Ministerium stellt fest, welche Tarifverträge repräsentativ sind.
2Merkmale der Repräsentativität sind 

1. die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Arbeitge-
bern beschäftigten unter den Geltungsbereich des Tarifver-
trags fallenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des Tarif-
vertrags fallenden Mitglieder der Gewerkschaft, die den
Tarifvertrag geschlossen hat.

3Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige Minis-
terium regelt im Einvernehmen mit dem für Öffentliches Auf-
tragswesen und dem für Verkehr zuständigen Ministerium
durch Verordnung das Verfahren, in dem festgestellt wird,
welche Tarifverträge repräsentativ sind, sowie die Art der Ver-
öffentlichung dieser Tarifverträge; in der Verordnung können
weitere Merkmale der Repräsentativität festgelegt werden.
4Die Verordnung regelt, dass spätestens vom 1. Januar 2015 an
im Verfahren zur Feststellung der Repräsentativität ein paritä-
tisch aus Vertreterinnen und Vertretern der Tarifpartner zu-
sammengesetzter Beirat beratend mitwirkt.

(5) 1Bei dem für Öffentliches Auftragswesen zuständigen
Ministerium wird eine Servicestelle eingerichtet, die über das
Tariftreue- und Vergabegesetz sowie über Tarif- und Mindest-
entgeltregelungen nach den Absätzen 1 bis 3 informiert und
die Entgeltregelungen aus den einschlägigen Tarifverträgen
oder Rechtsverordnungen unentgeltlich zur Verfügung stellt.
2Die Servicestelle macht Muster zur Abgabe von Tariftreue-
oder Mindestentgelterklärungen öffentlich bekannt.

(6) 1Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Bekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen des öffentlichen Auftrags
an, welche für allgemein verbindlich erklärten oder repräsen-
tativen Tarifverträge für die Erfüllung des Auftrags einschlägig
sind. 2Satz 1 gilt entsprechend für durch Rechtsverordnung
festgesetzte Mindestentgelte.

(7) Fehlt bei Angebotsabgabe die Tariftreue- oder Min-
destentgelterklärung im Sinne des Absatzes 1, 2 oder 3 und
wird sie auch nach Aufforderung nicht vorgelegt, so ist das
Angebot von der Wertung auszuschließen.

§ 5

Mindestentgelte

(1) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleistungen dür-
fen nur an Unternehmen vergeben werden, die bei Angebots-
abgabe schriftlich erklären, ihren Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt
von mindestens 8,50 Euro (brutto) pro Stunde zu zahlen (Min-
destentgelt). 2Satz 1 gilt nicht, soweit nach § 4 Tariftreue ge-
fordert werden kann und die danach maßgebliche tarifliche
Regelung für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer güns-
tiger ist. 3Fehlt die Mindestentgelterklärung im Sinne von Satz 1
bei Angebotsabgabe und wird sie auch nach Aufforderung nicht
vorgelegt, so ist das Angebot von der Wertung auszuschließen.

(2) 1Eine Kommission überprüft jährlich bis zum 31. August,
beginnend im Jahr 2014, die Höhe des Mindestentgelts nach
Absatz 1 Satz 1 unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen

und sozialen Entwicklung und schlägt gegebenenfalls ein ange-
passtes Mindestentgelt vor. 2Sie unterstützt und berät die Ser-
vicestelle nach § 4 Abs. 5. 3Das für die Angelegenheiten des
Arbeitsrechts zuständige Ministerium regelt im Einvernehmen
mit dem für Öffentliches Auftragswesen zuständigen Ministe-
rium durch Verordnung die Zusammensetzung und das Ver-
fahren der Kommission. 4Die Landesregierung kann das Min-
destentgelt durch Verordnung abweichend von Absatz 1 Satz 1
festsetzen; dabei hat sie den Vorschlag der Kommission nach
Satz 1 zu berücksichtigen.

§ 6

Betreiberwechsel bei der Erbringung von 
Personenverkehrsdiensten

1Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, vom ausgewählten
Betreiber gemäß Artikel 4 Abs. 5 Satz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 zu verlangen, dass dieser die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers zu deren bis-
herigen Arbeitsbedingungen übernimmt, so verpflichtet er den
bisherigen Betreiber, ihm die hierzu erforderlichen Unterla-
gen zur Verfügung zu stellen oder Einsicht in Lohn- und Melde-
unterlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen und Auf-
zeichnungen zu gewähren, aus denen Umfang, Art, Dauer und
tatsächliche Entlohnung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hervorgehen oder abgeleitet werden können. 2Hier-
durch entstehende Aufwendungen des bisherigen Betreibers
werden durch den öffentlichen Auftraggeber erstattet.

§ 7

Wertung unangemessen niedriger Angebote
1Öffentliche Auftraggeber können die Kalkulation eines un-

angemessen niedrigen Angebots, auf das der Zuschlag erteilt
werden könnte, überprüfen. 2Bei Bauleistungen sind die öffent-
lichen Auftraggeber zur Überprüfung verpflichtet, wenn das
Angebot, auf das der Zuschlag erteilt werden könnte, um min-
destens 10 vom Hundert vom nächst höheren Angebot ab-
weicht. 3Im Rahmen dieser Überprüfung sind die Unternehmen
verpflichtet, die ordnungsgemäße Kalkulation nachzuweisen.
4Kommt ein Unternehmen dieser Verpflichtung innerhalb einer
vom öffentlichen Auftraggeber gesetzten Frist nicht nach, so ist
das Unternehmen vom weiteren Verfahren auszuschließen.

§ 8

Nachweise

(1) Die nach diesem Gesetz vorzulegenden Nachweise und
Erklärungen können gemäß den Vergabe- und Vertragsord-
nungen im Wege der Präqualifikation auch erbracht werden,
soweit diese Nachweise und Erklärungen für die Aufnahme
ins Präqualifikationsverzeichnis nicht erforderlich sind. 

(2) 1Bei der Vergabe von Bauaufträgen hat das Unterneh-
men, das den Zuschlag erhalten soll, für den Fall, dass es
nicht in das Präqualifikationsverzeichnis des Vereins für die
Qualifizierung von Bauunternehmen eingetragen ist, durch
Unterlagen, die nicht älter als ein Jahr sein dürfen, den Nach-
weis der vollständigen Entrichtung von Beiträgen zur gesetz-
lichen Sozialversicherung zu erbringen. 2Die Unterlagen müs-
sen von dem zuständigen in- oder ausländischen Sozialversi-
cherungsträger ausgestellt sein. 3Der Nachweis nach Satz 1
kann durch eine Bescheinigung des ausländischen Staates er-
bracht werden. 4Bei fremdsprachigen Bescheinigungen ist eine
Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

§ 9

Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen

(1) 1Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen. 2Daher sind bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge Leistungen in den Vergabe-
unterlagen nach Art und Umfang so in der Menge aufgeteilt
(Teillose) und getrennt nach Fachgebieten (Fachlose) festzule-
gen, dass kleine und mittlere Unternehmen am Wettbewerb
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teilnehmen und beim Zuschlag berücksichtigt werden kön-
nen. 3Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen vergeben
werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies er-
fordern. 4Generalunternehmervergaben stellen den Ausnahme-
fall dar und bedürfen einer gesonderten Begründung.

(2) Öffentliche Auftraggeber sollen kleine und mittlere Un-
ternehmen bei beschränkten Ausschreibungen und freihändi-
gen Vergaben in angemessenem Umfang zur Angebotsabgabe
auffordern. 

§ 10

Umweltverträgliche Beschaffung

1Öffentliche Auftraggeber können bei der Festlegung der An-
forderungen an die zu beschaffenden Gegenstände oder Leis-
tungen berücksichtigen, inwieweit deren Erstellung, Lieferung,
Nutzung und Entsorgung umweltverträglich erfolgt. 2Entspre-
chende Anforderungen müssen im sachlichen Zusammen-
hang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der
Leistungsbeschreibung ergeben.

§ 11

Berücksichtigung sozialer Kriterien

(1) 1Öffentliche Auftraggeber können soziale Kriterien als An-
forderungen an die Unternehmen berücksichtigen. 2Soziale An-
forderungen dürfen nur für die Auftragsausführung und nur
an Unternehmen mit mindestens 20 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern gestellt werden.

(2) Zu berücksichtigende soziale Kriterien können insbeson-
dere sein:

1. die Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen,

2. die Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung
von Frauen und Männern im Beruf,

3. die Beschäftigung von Auszubildenden,

4. die Beteiligung an tariflichen Umlageverfahren zur Siche-
rung der beruflichen Erstausbildung oder an Ausbildungs-
verbünden oder

5. die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen.

§ 12

Beachtung von ILO-Mindestanforderungen
an die Arbeitsbedingungen

(1) 1Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen
ist darauf hinzuwirken, dass im Anwendungsbereich des Ab-
satzes 2 keine Waren Gegenstand der Leistung sind, die unter
Missachtung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) festgelegten Mindestanforderungen
gewonnen oder hergestellt worden sind. 2Diese Mindestanfor-
derungen ergeben sich aus

1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtar-
beit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II S. 641),

2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit
und den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948
(BGBl. 1956 II S. 2073),

3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der
Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu
Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II
S. 1123),

4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Ent-
gelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleich-
wertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24),

5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der
Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II S. 442),

6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in
Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II
S. 98),

7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für
die Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl.
1976 II S. 202) und

8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unver-
zügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II
S. 1291).

(2) 1Die Landesregierung bestimmt durch Verordnung, auf
welche Produktgruppen oder Herstellungsverfahren Absatz 1
anzuwenden ist und welchen Mindestinhalt die vertraglichen
Regelungen nach Absatz 1 Satz 1 haben sollen. 2Die Verordnung
trifft Bestimmungen zu Zertifizierungen und Nachweisen so-
wie zur vertraglichen Ausgestaltung von Kontrollen und ver-
traglichen Sanktionen. 

§ 13

Nachunternehmen

(1) 1Soweit Nachunternehmen bei der Auftragserfüllung ein-
gesetzt werden, muss das Unternehmen sich dazu verpflichten,
den eingesetzten Nachunternehmen die Erklärungen nach § 4
Abs. 1 bis 3 oder § 5 Abs. 1 sowie den Nachweis nach § 8 Abs. 2
abzuverlangen und diese dem öffentlichen Auftraggeber vor-
zulegen. 2Das Unternehmen, das einen Auftrag an ein Nach-
unternehmen vergibt, hat vertraglich sicherzustellen, dass das
Nachunternehmen die ihm nach Satz 1 aufzuerlegenden Ver-
pflichtungen übernimmt und die Verpflichtungen, auf die sich
die in Satz 1 genannten Erklärungen und Nachweise beziehen,
einhält. 3Für Nachunternehmen gilt § 8 Abs. 1 entsprechend.

(2) 1Die Unternehmen haben bei Abgabe ihres Angebots ein
Verzeichnis der Nachunternehmen, die sie einsetzen wollen,
und der auf sie entfallenden Leistungen vorzulegen. 2Die nach-
trägliche Einschaltung oder der Wechsel eines Nachunterneh-
mens bedarf der Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers.

(3) Auf die Vorlage von Erklärungen und Nachweisen kann
der öffentliche Auftraggeber verzichten, soweit der Anteil des
Auftrags, der auf das jeweilige Nachunternehmen entfällt, we-
niger als 3 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) beträgt.

§ 14

Kontrollen

(1) 1Die öffentlichen Auftraggeber sind gehalten, Kontrollen
durchzuführen, um zu überprüfen, ob die beauftragten Unter-
nehmen und die jeweiligen Nachunternehmen die von ihnen
im Hinblick auf dieses Gesetz übernommenen vergaberechtli-
chen Verpflichtungen einhalten. 2Das beauftragte Unternehmen
und die jeweiligen Nachunternehmen sind verpflichtet, dem
öffentlichen Auftraggeber die Einhaltung der Verpflichtungen
nach Satz 1 auf dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen.

(2) Der öffentliche Auftraggeber darf Einsicht in Unterlagen,
insbesondere in Lohn- und Meldeunterlagen, Bücher und an-
dere Geschäftsunterlagen und Aufzeichnungen, nehmen, aus
denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche Entlohnung der
Beschäftigten hervorgehen oder abgeleitet werden, um die
Einhaltung der vergaberechtlichen Verpflichtungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 zu überprüfen, die sich auf die Beschäftigten be-
ziehen.

(3) Liegen den öffentlichen Auftraggebern Anhaltspunkte
dafür vor, dass die sich aus den Erklärungen nach § 4 Abs. 1
bis 3 und § 5 Abs. 1 ergebenden Verpflichtungen nicht einge-
halten werden, so sind sie zur Durchführung von Kontrollen
verpflichtet. 

(4) 1Das beauftragte Unternehmen und die Nachunterneh-
men haben vollständige und prüffähige Unterlagen nach Ab-
satz 2 über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten. 2Auf
Verlangen des öffentlichen Auftraggebers sind ihm diese Un-
terlagen vorzulegen. 3Das beauftragte Unternehmen und die
Nachunternehmen haben ihre Beschäftigten auf die Möglich-
keit solcher Kontrollen hinzuweisen.
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(5) Die Rechte des öffentlichen Auftraggebers nach Absatz 1
Satz 2 und den Absätzen 2 und 4 zur Einsichtnahme in Unter-
lagen sowie die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des be-
auftragten Unternehmens und der jeweiligen Nachunterneh-
men sind vertraglich sicherzustellen.

(6) Die Servicestelle nach § 4 Abs. 5 nimmt Hinweise zu öf-
fentlichen Aufträgen entgegen, die Anlass für Kontrollen nach
Absatz 1 oder 3 sein können, und leitet diese an den jeweiligen
öffentlichen Auftraggeber weiter.

§ 15

Sanktionen

(1) 1Um die Einhaltung der sich aus den Erklärungen nach
§ 4 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 ergebenden Verpflichtungen zu
sichern, hat der öffentliche Auftraggeber für jeden schuldhaf-
ten Verstoß eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 vom Hundert des
Auftragswerts mit dem beauftragten Unternehmen zu verein-
baren; bei mehreren Verstößen darf die Summe der Vertrags-
strafen 10 vom Hundert des Auftragswerts nicht überschreiten.
2Das beauftragte Unternehmen ist zur Zahlung einer Vertrags-
strafe nach Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der
Verstoß durch ein Nachunternehmen oder einen Verleiher
von Arbeitskräften begangen wird und das beauftragte Unter-
nehmen den Verstoß kannte oder kennen musste. 3Ist die ver-
wirkte Vertragsstrafe unverhältnismäßig hoch, so kann sie vom
öffentlichen Auftraggeber auf Antrag des beauftragten Unter-
nehmens auf einen angemessenen Betrag herabgesetzt werden.

(2) Der öffentliche Auftraggeber vereinbart mit dem beauf-
tragten Unternehmen, dass die schuldhafte und nicht nur un-
erhebliche Nichterfüllung einer sich aus den Erklärungen
nach § 4 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 ergebenden Verpflichtung
durch das beauftragte Unternehmen oder ein Nachunterneh-
men den öffentlichen Auftraggeber zur fristlosen Kündigung
aus wichtigem Grund berechtigt.

(3) Hat das beauftragte Unternehmen oder ein Nachunter-
nehmen mindestens grob fahrlässig oder mehrfach gegen die
sich aus den Erklärungen nach § 4 Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1
ergebenden Verpflichtungen verstoßen, so ist das betreffende
Unternehmen oder Nachunternehmen vom öffentlichen Auf-
traggeber für die Dauer von bis zu drei Jahren von seiner öf-
fentlichen Auftragsvergabe auszuschließen.

(4) Die öffentlichen Auftraggeber haben die für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 23
AEntG und § 18 MiArbG zuständigen Stellen über Verstöße der
Unternehmen gegen die in § 4 Abs. 1 und 2 genannten Min-
destentgeltregelungen zu informieren.

§ 16

Übergangsbestimmungen

Auf Vergaben, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
gonnen haben, ist das Niedersächsische Landesvergabegesetz
vom 15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 411), geändert durch
Gesetz vom 19. Januar 2012 (Nds. GVBl. S. 6), anzuwenden. 

§ 17

Evaluation

Die Landesregierung überprüft bis zum 31. Dezember 2015
die Auswirkungen dieses Gesetzes im Hinblick auf die Errei-
chung der gesetzlichen Zielsetzung eines fairen Wettbewerbs
um öffentliche Aufträge sowie einer umwelt- und sozialver-
träglichen Beschaffung durch die öffentliche Hand.

§ 18

Inkrafttreten
1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 2Abweichend

von Satz 1 treten § 3 Abs. 3 und 4, § 4 Abs. 4 und 5, § 5 Abs. 2
sowie § 12 Abs. 2 am Tag nach der Verkündung dieses Geset-
zes in Kraft.

Hannover, den 31. Oktober 2013

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung 

über disziplinarrechtliche Zuständigkeiten 
im Bereich des Ministeriums für Inneres und Sport

Vom 18. Oktober 2013

Aufgrund des § 75 Nr. 1 des Niedersächsischen Disziplinar-
gesetzes vom 13. Oktober 2005 (Nds. GVBl. S. 296), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Dezember 2012
(Nds. GVBl. S. 518), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über disziplinarrechtliche Zuständigkeiten
im Bereich des Ministeriums für Inneres und Sport vom 4. No-
vember 2005 (Nds. GVBl. S. 360), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 14. Januar 2011 (Nds. GVBl. S. 13), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

bb) Nummer 5 wird durch die folgenden Nummern 5
und 6 ersetzt:

„5. der Landesbetrieb IT.Niedersachsen und

„6. das Landesamt für Statistik Niedersachsen.“

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Satz 1 gilt nicht für die Leiterinnen oder Leiter der in
Satz 1 genannten Behörden und Einrichtungen sowie
die Professorinnen und Professoren an der Polizeiaka-
demie Niedersachsen.“

2. § 2 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Satz 1 gilt nicht für die Leiterinnen oder Leiter der in
Satz 1 genannten Behörden und Einrichtungen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Hannover, den 18. Oktober 2013

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport 

P i s t o r i u s

Minister
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B e k a n n t m a c h u n g 
der Änderung der Geschäftsordnung 

des Niedersächsischen Landtages

Vom 1. November 2013

Der Landtag hat in seiner 19. Sitzung am 30. Oktober 2013
die folgenden Änderungen der Anlage zur Geschäftsordnung
des Niedersächsischen Landtages vom 4. März 2003 (Nds. GVBl.
S. 135), zuletzt geändert durch Beschluss vom 18. Juni 2013
(Nds. GVBl. S. 178), beschlossen:

1. In Abschnitt I Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Anzei-
gepflicht“ die Worte „für Verträge von freiberuflich Täti-
gen und sonstigen Selbstständigen sowie“ eingefügt.

2. In Abschnitt II Satz 1 wird die Angabe „Abschnitt I Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2“ durch die Angabe „Abschnitt I Abs. 1
Nrn. 1 und 4 sowie Abs. 2“ ersetzt.

Hannover, den 1. November 2013

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n
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